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(2006/349/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. SACHVERHALT

1. Gemeinschaftsrecht

(1) In der Richtlinie 76/116/EWG des Rates vom 18. De-
zember 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für Düngemittel (1) sind die Anforderun-
gen festgelegt, denen Düngemittel genügen müssen,
wenn sie mit der Bezeichnung „EG-Düngemittel“ in Ver-
kehr gebracht werden.

(2) In Anhang I der Richtlinie 76/116/EWG sind die Typen-
bezeichnungen und die zugehörigen Eigenschaften, bei-
spielsweise die Zusammensetzung, aufgelistet, die jedes
Düngemittel, das die EG-Bezeichnung trägt, aufweisen
muss. Die in dieser Liste enthaltenen Düngemittel mit
EG-Bezeichnung sind nach ihrem Gehalt an Primärnähr-
stoffen, d. h. den Elementen Stickstoff, Phosphor und
Kalium, in Kategorien eingeteilt.

(3) Gemäß Artikel 7 der Richtlinie 76/116/EWG durften die
Mitgliedstaaten aus Gründen der Zusammensetzung, der
Kennzeichnung und der Verpackung den Verkehr mit
Düngemitteln, die die Bezeichnung „EG-Düngemittel“ tra-
gen und den Bestimmungen dieser Richtlinie genügen,
nicht verbieten, beschränken oder behindern.

(4) Die Kommission hat mit ihrer Entscheidung
2002/366/EG vom 15. Mai 2002 zu von der Republik
Österreich gemäß Artikel 95 Absatz 4 EG-Vertrag mitge-
teilten einzelstaatlichen Bestimmungen über den höch-
sten zulässigen Cadmiumgehalt von Düngemitteln (2)
eine Ausnahmeregelung von der Richtlinie
76/116/EWG gewährt und die österreichischen Bestim-
mungen gebilligt, mit denen das Inverkehrbringen von
phosphorhaltigen mineralischen Düngemitteln (ab einem
Gehalt von 5 % P2O5) mit einem Cadmiumgehalt über
75 mg/kg P2O5 in Österreich verboten wurde. Diese Aus-
nahmeregelung gilt bis 31. Dezember 2005.

(5) Die Richtlinie 76/116/EWG in ihrer geänderten Fassung
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober
2003 über Düngemittel (3) ersetzt.

(6) Gemäß Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2003/2003 gelten die von der Kommission nach Artikel
95 Absatz 6 des Vertrags gewährten Ausnahmen von
Artikel 7 der Richtlinie 76/116/EWG als Ausnahmen
von Artikel 5 dieser Verordnung und bleiben ungeachtet
des Inkrafttretens dieser Verordnung weiterhin wirksam.

(7) Laut Erwägungsgrund 15 der Verordnung (EG) Nr.
2003/2003 wird die Kommission die Problematik unge-
wollter Cadmiumbeimengungen in mineralischen Dünge-
mitteln in Angriff nehmen und gegebenenfalls einen Vor-
schlag für eine Verordnung erstellen, den sie dem Euro-
päischen Parlament und dem Rat vorlegt.

(8) Die Kommission arbeitet derzeit an einem Vorschlag zu
Cadmium in Düngemitteln.

2. Der Beitritt Österreichs

(9) Österreich trat der Europäischen Union am 1. Januar
1995 bei. Die Beitrittsakte (4) enthält Übergangsbestim-
mungen für die Verwendung und das Inverkehrbringen
von Cadmium in diesem Land. Gemäß Artikel 69 Absatz
1 finden während eines Zeitraums von vier Jahren ab
dem Beitritt die in Anhang VIII der Akte genannten Be-
stimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und entspre-
chend den darin festgelegten Bedingungen keine Anwen-
dung auf die Republik Österreich. Gemäß Artikel 69 und
Anhang VIII Ziffer 4 der Beitrittsakte findet Artikel 7 der
Richtlinie 76/116/EWG insofern, als der Cadmiumgehalt
von Düngemitteln betroffen ist, vor dem 1. Januar 1999
keine Anwendung auf Österreich; die Bestimmungen der
Richtlinie 76/116/EWG werden bis 31. Dezember 1998
im Einklang mit den EG-Verfahren überprüft.
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(1) ABl. L 24 vom 30.1.1976, S. 21. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Beitrittsakte 2003.

(2) ABl. L 132 vom 17.5.2002, S. 65.

(3) ABl. L 304 vom 21.11.2003, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2076/2004 der Kommission (ABl.
L 359 vom 4.12.2004, S. 25).

(4) ABl. C 241 vom 29.8.1994, S. 35 und 305.



(10) Artikel 2 der Beitrittsakte besagt: „Ab dem Beitritt sind
die ursprünglichen Verträge und die vor dem Beitritt
erlassenen Rechtsakte der Organe für die neuen Mitglied-
staaten verbindlich und gelten in diesen Staaten nach
Maßgabe der genannten Verträge und dieser Akte“. In
Artikel 168 der Beitrittsakte heißt es: „Sofern in der Liste
des Anhangs XIX oder in anderen Bestimmungen dieser
Akte nicht eine Frist vorgesehen ist, setzen die neuen
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen in Kraft,
um den Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des
Artikels 189 (jetzt Artikel 249) des EG-Vertrags [...]
vom Beitritt an nachzukommen“.

(11) In der Folge wurde die Richtlinie 76/116/EWG mit der
Richtlinie 98/97/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates (5) im Hinblick auf das Inverkehrbringen cad-
miumhaltiger Düngemittel in Österreich, Finnland und
Schweden geändert. In Artikel 1 ist unter anderem fest-
gelegt, dass Österreich in seinem Hoheitsgebiet das Inver-
kehrbringen von Düngemitteln verbieten kann, wenn ihr
Cadmiumgehalt denjenigen übersteigt, der zum Zeitpunkt
seines Beitritts auf nationaler Ebene festgelegt war, und
dass diese Ausnahmeregelung vom 1. Januar 1999 bis
zum 31. Dezember 2001 gilt.

(12) Am 16. November 2001 teilte die Republik Österreich
geltende einzelstaatliche Rechtsvorschriften mit, die von
den Bestimmungen der Richtlinie 76/116/EWG zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für
Düngemittel abweichen. Nach sorgfältiger Prüfung wurde
mit der Entscheidung 2002/366/EG eine Verlängerung
der Ausnahmeregelung in Bezug auf die Richtlinie
76/116/EWG bis zum 31. Dezember 2005 gewährt.

3. Einzelstaatliche Vorschriften

(13) In der österreichischen Düngemittelverordnung von
2004 (6) ist unter anderem ein Grenzwert für den Cad-
miumgehalt von Düngemitteln, auch solchen mit EG-Be-
zeichnung, festgelegt. Gemäß Paragraph 2 Absatz 4 in
Verbindung mit Anhang 2 Abschnitt 2 dürfen phosphor-
haltige mineralische Düngemittel (ab einem Gehalt von
5 % P2O5) mit einem Cadmiumgehalt über 75 mg/kg
P2O5 in Österreich nicht in Verkehr gebracht werden.

(14) Die Vorschriften über den höchstzulässigen Cadmiumge-
halt von Düngemitteln gelten seit 1985; damals wurde
ein Grenzwert von 120 mg/kg P2O5 festgelegt. Der ak-
tuelle Grenzwert von 75 mg/kg P2O5 wurde mit der ös-
terreichischen Düngemittelverordnung 1994 (7) einge-
führt, die zwecks Anpassung der Gesetzgebung an die
Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 in der Folge durch die
Düngemittelverordnung 2004 aufgehoben wurde. Die Be-

stimmungen betreffend Cadmium in Düngemitteln blie-
ben unverändert.

II. VERFAHREN

(15) Mit Schreiben vom 14. Juni 2005 teilte die Republik
Österreich der Kommission mit, dass sie im Einklang
mit Artikel 95 Absatz 4 EG-Vertrag beabsichtige, einzel-
staatliche Bestimmungen über den Cadmiumgehalt von
Düngemitteln auch nach dem 1. Januar 2006 anzuwen-
den. Die österreichischen Behörden beantragen eine Ver-
längerung der derzeit geltenden, mit der Entscheidung
2002/366/EG gewährten Ausnahmeregelung.

(16) Mit Schreiben vom 30. Juni 2005 informierte die Kom-
mission die österreichischen Behörden, dass sie die Mit-
teilung gemäß Artikel 95 Absatz 4 erhalten habe und
dass der sechsmonatige Prüfungszeitraum gemäß Artikel
95 Absatz 6 am 15. Juni 2005, dem Tag nach dem
Eingang der Mitteilung, beginne.

(17) Mit Schreiben vom 10. August 2005 setzte die Kommis-
sion die übrigen Mitgliedstaaten über den von Österreich
gestellten Antrag in Kenntnis. Zudem veröffentlichte die
Kommission eine Bekanntmachung des Antrags im Amts-
blatt der Europäischen Union (8), um andere interessierte
Stellen über die einzelstaatlichen Bestimmungen zu infor-
mieren, die Österreich beizubehalten gedenkt.

III. BEURTEILUNG

1. Prüfung der Zulässigkeit

(18) Artikel 95 Absatz 4 EG-Vertrag besagt, dass ein Mitglied-
staat, der es, wenn der Rat oder die Kommission eine
Harmonisierungsmaßnahme erlassen hat, für erforderlich
hält, einzelstaatliche Bestimmungen beizubehalten, die
durch wichtige Erfordernisse im Sinne des Artikels 30
oder in Bezug auf den Schutz der Arbeitsumwelt oder
den Umweltschutz gerechtfertigt sind, diese Bestimmun-
gen sowie die Gründe für ihre Beibehaltung der Kommis-
sion mitteilt.

(19) Die von den österreichischen Behörden am 7. Juni 2005
eingereichte Mitteilung zielt darauf ab, eine Genehmigung
zur Verlängerung der derzeit geltenden, mit der Entschei-
dung 2002/366/EG gewährten Ausnahmeregelung über
den 31. Dezember 2005 hinaus zu erhalten. Diese Ent-
scheidung ermöglicht es Österreich, einzelstaatliche Be-
stimmungen weiterhin anzuwenden, die nicht mit den
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003
über die Zusammensetzung von Düngemitteln mit EG-
Bezeichnung vereinbar sind.
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(5) ABl. L 18 vom 23.1.1999, S. 60.
(6) Bundesgesetzblatt der Republik Österreich Nr. 100/2004, Teil II,

vom 27. Februar 2004.
(7) Bundesgesetzblatt der Republik Österreich Nr. 1007/1994 309.

Stück, ausgegeben am 21. Dezember 1994, S. 7235. (8) ABl. C 197 vom 12.8.2005, S. 2.



(20) Wie bereits erwähnt dürfen die Mitgliedstaaten gemäß
Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 den Ver-
kehr von Düngemitteln mit EG-Bezeichnung nicht auf-
grund der Zusammensetzung beschränken; in den Be-
stimmungen über die Zusammensetzung ist aber kein
Höchstwert für den Cadmiumgehalt festgelegt. Daher
können gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.
2003/2003 Düngemittel mit EG-Bezeichnung, die den
Anforderungen dieser Verordnung genügen, ohne Rück-
sicht auf ihren Cadmiumgehalt in Verkehr gebracht wer-
den.

(21) Diese Ausführungen zeigen eindeutig, dass die von Öster-
reich mitgeteilten einzelstaatlichen Bestimmungen mit ih-
rem Verbot des Inverkehrbringens phosphorbasierender
mineralischer Düngemittel mit EG-Bezeichnung, die
mehr als 75 mg Cadmium je kg P2O5 enthalten, restrikti-
ver sind als jene der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.

(22) Die von den österreichischen Behörden mitgeteilten ein-
zelstaatlichen Bestimmungen wurden vor dem Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union erlassen. Wie oben
erwähnt, enthält die Beitrittsakte Übergangsregelungen,
die es Österreich erlauben, seine einzelstaatlichen Bestim-
mungen über den Cadmiumgehalt von Düngemitteln in-
nerhalb eines Zeitraums von vier Jahren weiterhin auf
Erzeugnisse anzuwenden, die unter die Richtlinie
76/116/EWG fallen. Mit der Richtlinie 98/97/EG wurde
es Österreich gestattet, die genannten einzelstaatlichen
Bestimmungen bis 31. Dezember 2001 anzuwenden.
Mit ihrer Entscheidung 2002/366/EG hat die Kommis-
sion diese Ausnahmeregelung bis Dezember 2005 ver-
längert.

(23) Wie gemäß dem im Sinne der Artikel 2 und 168 der
Beitrittsakte ausgelegten Artikel 95 Absatz 4 vorgeschrie-
ben, übermittelte Österreich der Kommission den ge-
nauen Wortlaut der vor dem Beitritt zur Europäischen
Union erlassenen einzelstaatlichen Bestimmungen, die
es beizubehalten gedenkt, und legte im Antrag die
Gründe dar, die seiner Ansicht nach die Beibehaltung
dieser Bestimmungen rechtfertigen.

(24) Die von den österreichischen Behörden angeführten
Gründe entsprechen den früher bereits genannten, die
die Kommission dazu veranlassten, durch ihre Entschei-
dung 2002/366/EG eine Ausnahmeregelung bis 31. De-
zember 2005 zu gewähren. Dieser Zeitraum wurde unter
der Annahme festgelegt, dass bis Ende 2005 ein harmo-
nisierter Rechtsakt in Kraft sein würde. Dieser Rechtsakt
ist zwar bereits in Arbeit, aber er würde nicht vor Jahres-
ende auf Gemeinschaftsebene angenommen werden.

(25) Die Mitteilung, die Österreich am 14. Juni 2005 über-
sandte, um die Billigung für die Beibehaltung einzelstaat-
licher Bestimmungen zu erhalten, die von den Vorschrif-
ten der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 abweichen, ist
daher unter Auslegung von Artikel 95 Absatz 4 im Sinne
der Artikel 2 und 168 der Beitrittsakte als zulässig zu
betrachten.

2. Sachliche Beurteilung

(26) Gemäß Artikel 95 EG-Vertrag muss die Kommission si-
cherstellen, dass alle Voraussetzungen, die einem Mit-
gliedstaat die Inanspruchnahme einer Ausnahmeregelung
im Sinne dieses Artikels ermöglichen, erfüllt sind.

(27) Insbesondere muss die Kommission prüfen, ob die vom
Mitgliedstaat mitgeteilten Bestimmungen aufgrund wich-
tiger Erfordernisse im Sinne von Artikel 30 EG-Vertrag
oder in Bezug auf den Schutz der Arbeitsumwelt oder
den Umweltschutz gerechtfertigt sind.

(28) Zudem muss die Kommission, wenn sie die einzelstaat-
lichen Bestimmungen für gerechtfertigt hält, nach Artikel
95 Absatz 6 EG-Vertrag prüfen, ob diese einzelstaatlichen
Bestimmungen ein Mittel zur willkürlichen Diskriminie-
rung oder eine verschleierte Beschränkung des Handels
zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie das
Funktionieren des Binnenmarkts behindern.

(29) Österreich begründet seinen Antrag mit dem Erfordernis,
die Umwelt und die Gesundheit von Menschen zu schüt-
zen. Es wird angenommen, dass Cadmium in Düngemit-
teln die Umwelt und die menschliche Gesundheit gefähr-
det. Zur Untermauerung des Antrags verweist Österreich
auf die Schlussfolgerungen einer im Oktober 2000 ver-
öffentlichten österreichischen Studie (9), in der die Gefah-
ren bewertet werden, die von cadmiumhaltigen Dünge-
mitteln ausgehen.

2.1 Rechtfertigung durch wichtige Erfordernisse

(30) Bezüglich der allgemeinen Informationen über Cadmium
lässt sich aus den bislang verfügbaren wissenschaftlichen
Daten schließen, dass Cadmiummetall und Cadmiumoxid
im Allgemeinen als ernsthaft gesundheitsgefährdend an-
gesehen werden können. Insbesondere Cadmiumoxid
wurde als krebserzeugender, erbgutverändernder oder
fortpflanzungsgefährdender Stoff der Kategorie 2 einge-
stuft. Es wird auch allgemein anerkannt, dass cadmium-
haltige Düngemittel die weitaus bedeutendste Quelle für
das Eindringen von Cadmium in Böden und in die Nah-
rungskette sind.
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(9) Österreichisches Umweltbundesamt: „A Risk assessment for cad-
mium in Austria based on the recommendations of ERM“, 10. Ok-
tober 2000. (ERM (Environmental Resources Management) ist der
Berater, der die Methode für die Risikobewertungen entwickelt hat.)



(31) Was Cadmium in Düngemitteln betrifft, lassen sich die
wichtigsten einschlägigen Ergebnisse der von Österreich
vorgenommenen Risikobewertung wie folgt zusammen-
fassen:

— Im Wasser wird laut Bericht der PNEC (10)-Wert so-
wohl zum gegenwärtigen Zeitpunkt als auch in
100 Jahren überschritten, wenn Düngemittel mit ei-
nem durchschnittlichen Gehalt von 25 mg Cd/kg
P2O5 verwendet werden.

— Im Boden wird laut Bericht der PNEC-Wert sowohl
zum gegenwärtigen Zeitpunkt als auch in 100 Jahren
überschritten, wenn Düngemittel mit einem durch-
schnittlichen Gehalt von 25 mg Cd/kg P2O5 oder
90 mg Cd/kg P2O5 verwendet werden.

(32) Selbstverständlich beziehen sich diese Schlussfolgerungen
auf die speziellen Gegebenheiten der Böden in Österreich
und auf die in Österreich vorherrschenden klimatischen
Bedingungen.

(33) Zusammengefasst geht aus der von Österreich durchge-
führten Risikobewertung hervor, dass die vorausgesagte
Umweltkonzentration (PEC, Predicted Environmental
Concentration) von cadmiumhaltigen Düngemitteln in
Österreich den vorausgesagten auswirkungslosen Wert
(PNEC, Predicted No Effect Concentration) für Wasser
in den meisten untersuchten Regionen übersteigt (11).
Dies gilt auch für Böden in 5 % der 52 landwirtschaftlich
genutzten Regionen Österreichs, wenn pflanzenverfüg-
bare Werte herangezogen werden. Nach Ansicht der ös-
terreichischen Behörden bedeutet dies, dass der Stoff ent-
sprechend der Risikobewertungsmethode der Europä-
ischen Gemeinschaft Anlass zu Besorgnis gibt und dass
weitere Maßnahmen nötig sind.

(34) Die von den österreichischen Behörden vorgelegte Risi-
kobewertung wurde nach den auf Gemeinschaftsebene
erarbeiteten Verfahren und Methoden durchgeführt; diese
gelten als sehr zuverlässig.

(35) Die Kommission hat die Ergebnisse der Risikobewertung
bereits im Zusammenhang mit ihrer Entscheidung
2002/366/EG geprüft, mit der Österreich die Beibehal-
tung seiner einzelstaatlichen Bestimmungen bis 31. De-
zember 2005 gestattet wurde.

(36) Österreich hat 2005 keine weiteren wissenschaftlichen
und technischen Informationen vorgelegt. Der Akkumu-
lationsprozess läuft langsam ab und ändert sich über
einen Zeitraum von drei Jahren nicht signifikant. Daher
kann man davon ausgehen, dass die Situation jener des
Jahres 2002 ähnelt.

(37) Die Richtigkeit der von Österreich vorgelegten Daten
wird von den folgenden wissenschaftlichen Grundlagen
bestätigt, die bei der Ausarbeitung des Kommissionsvor-
schlags betreffend Cadmium in Düngemitteln zur Unter-
stützung herangezogen wurden:

— der Stellungnahme des SCTEE (12) (nun in SCHER (13)
umbenannt) vom 24. September 2002 über die Cad-
miumanreicherung in landwirtschaftlich genutzten
Böden durch das Ausbringen von Düngemitteln; diese
Stellungnahme baute auf den Risikobewertungsbe-
richten von neun Mitgliedstaaten auf, die sich jedoch
lediglich mit der Akkumulation, nicht mit den mög-
lichen Gefahren für Gesundheit und Umwelt ausei-
nandersetzten; der SCTEE kam zu dem Ergebnis,
dass der Cadmiumgehalt von Düngemitteln begrenzt
werden muss, um eine Cadmiumanreicherung im Bo-
den zu verhindern;

— dem abschließenden Entwurf der allgemeinen Risiko-
bewertung von Cadmium und Cadmiumoxid aus dem
September 2004, die im Einklang mit der Verord-
nung (EWG) Nr. 793/93 des Rates (14) erstellt wurde
und in der sämtliche Cadmiumquellen berücksichtigt
wurden; dieser Bericht untermauert die Stellung-
nahme des SCTEE über die Anreicherung im Boden;
er geht zwar davon aus, dass das Cadmium aus Dün-
gemitteln allein wohl nicht ausreicht, um eine ernste
und unmittelbare Gefahr für die menschliche Gesund-
heit oder die Umwelt darzustellen, dennoch ist Vor-
sicht angebracht, weil sich aufgrund erheblicher Un-
terschiede bei der Cadmiumkonzentration in Lebens-
mitteln, bei den Ernährungsgewohnheiten und beim
Ernährungszustand eine Gesundheitsgefährdung nicht
für alle lokalen und regionalen Gegebenheiten aus-
schließen lässt.

Bis die allgemeine Risikobewertung über Cadmium und
Cadmiumoxid abgeschlossen ist und im Anschluss gege-
benenfalls Folgemaßnahmen zur Risikoverminderung ein-
geleitet werden, verzögert sich die Ausarbeitung des
Kommissionsvorschlags über Cadmium in Düngemitteln.

(38) Nach einer neuerlichen Prüfung der wissenschaftlichen
Angaben im Licht des Antrags Österreichs ist die Kom-
mission daher zu dem Ergebnis gelangt, dass die öster-
reichischen Behörden nachgewiesen haben, dass cad-
miumhaltige Düngemittel die Umwelt und die mensch-
liche Gesundheit gefährden und dass die von den öster-
reichischen Behörden mitgeteilten einzelstaatlichen Be-
stimmungen gerechtfertigt sind, mit denen die Exposition
der Umwelt in Österreich gegenüber cadmiumhaltigen
Düngemitteln auf ein Minimum beschränkt werden soll.
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(10) PNEC = Konzentration, bei der keine Wirkung beobachtet wird.
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2.2 Keine willkürliche Diskriminierung

(39) Gemäß Artikel 95 Absatz 6 muss sich die Kommission
davon überzeugen, dass die vorgesehenen Maßnahmen
keine willkürliche Diskriminierung darstellen. Nach der
Spruchpraxis des Europäischen Gerichtshofs ist unter
dem Nichtvorliegen einer Diskriminierung zu verstehen,
dass einzelstaatliche Bestimmungen nicht zur Diskrimi-
nierung von Waren aus anderen Mitgliedstaaten verwandt
werden.

(40) Die vorgesehenen einzelstaatlichen Bestimmungen sind
generell und gelten für inländische ebenso wie für impor-
tierte phosphorbasierende Düngemittel mit EG-Bezeich-
nung. Daher deutet nichts darauf hin, dass sie als Mittel
zur willkürlichen Diskriminierung von Wirtschaftsbetei-
ligten in der Gemeinschaft eingesetzt werden könnten.

2.3 Keine verschleierte Beschränkung des Handels

(41) Sind die einzelstaatlichen Bestimmungen über die Zusam-
mensetzung von Düngemitteln mit EG-Bezeichnung
strenger als die Regelungen einer Richtlinie der Gemein-
schaft, von denen sie abweichen, so liegt in der Regel
eine Beschränkung des Handels vor. Erzeugnisse, die in
der übrigen Gemeinschaft rechtmäßig in Verkehr ge-
bracht werden können, dürfen im betroffenen Mitglied-
staat nicht in Verkehr gebracht werden. Mit dem in Arti-
kel 95 Absatz 6 verankerten Prinzip soll verhindert wer-
den, dass die einzelstaatlichen Bestimmungen, die sich
auf die in den Absätzen 4 und 5 genannten Kriterien
stützen, ungerechtfertigt angewandt werden und in der
Praxis wirtschaftliche Maßnahmen darstellen, die die Ein-
fuhr von Erzeugnissen aus anderen Mitgliedstaaten behin-
dern sollen, um indirekt die inländische Produktion zu
schützen.

(42) Wie weiter oben dargelegt, bestehen Bedenken hinsicht-
lich des Schutzes der Umwelt und der Gesundheit von
Menschen, wenn cadmiumhaltige Düngemittel auf die
Böden ausgebracht werden. Daher dürfte die Beibehal-
tung der einzelstaatlichen Bestimmungen den Schutz
der Umwelt und der Gesundheit von Menschen zum
Ziel haben, nicht aber die Errichtung verschleierter Be-
schränkungen des Handels.

2.4 Keine Behinderung des Funktionierens des Binnenmarktes

(43) Diese Bedingung kann nicht dahin gehend interpretiert
werden, dass sie die Genehmigung jeder einzelstaatlichen
Bestimmung verbietet, die sich wahrscheinlich auf die
Errichtung des Binnenmarkts auswirkt. Tatsächlich wirkt
sich im Kern der Sache jede einzelstaatliche Bestimmung,
die von einer Harmonisierungsmaßnahme abweicht, wel-
che auf die Errichtung und das Funktionieren des Binnen-
marktes abzielt, wahrscheinlich auf den Binnenmarkt aus.
Um die Zweckmäßigkeit des in Artikel 95 des Vertrags
vorgesehenen Verfahrens zur Zugestehung von Ausnah-
meregelungen zu wahren, vertritt die Kommission daher

den Standpunkt, dass unter einer Behinderung des Funk-
tionierens des Binnenmarktes im Sinne von Artikel 95
Absatz 6 eine in Bezug auf das angestrebte Ziel unver-
hältnismäßige Auswirkung zu verstehen ist.

(44) Im Hinblick auf die Gefahren, die sich aus der Ausbrin-
gung cadmiumhaltiger Düngemittel auf die Böden Öster-
reichs für die Umwelt und die menschliche Gesundheit
ergeben, und unter Berücksichtigung,

— dass, wie oben ausgeführt, die Beitrittsakte und die
Richtlinie 98/97/EG Österreich in Erwartung der Fer-
tigstellung einer Überarbeitung der Richtlinie
76/116/EWG in Bezug auf den Cadmiumgehalt von
Düngemitteln die Beibehaltung der einzelstaatlichen
Bestimmungen über den Cadmiumgehalt von Dünge-
mitteln gestatten,

— dass es Österreich durch die Entscheidung
2002/366/EG aufgrund der von den österreichischen
Behörden vorgelegten Risikobewertung gestattet
wurde, seine einzelstaatlichen Bestimmungen bis 31.
Dezember 2005 beizubehalten, und

— dass die innerhalb der Kommission in Angriff genom-
menen Arbeiten zur Angleichung der Grenzwerte für
den Cadmiumgehalt von Düngemitteln in der
Gemeinschaft keinen Anlass geben anzunehmen,
dass eine weniger restriktive Maßnahme in Österreich
einen ausreichenden Schutz für Gesundheit und Um-
welt bieten würde; die Risikobewertung zeigt, dass die
in Österreich vorherrschenden besonderen Boden-
und Witterungsbedingungen eine einzelstaatliche Vor-
schrift für den Umweltschutz erforderlich machen,
weil einige Gebiete aufgrund des sauren pH-Werts
ihrer Böden besonders empfindlich auf Cadmiumein-
träge reagieren; in saurem Milieu ist Cadmium leich-
ter löslich und könnte daher auch leichter von Nutz-
pflanzen aufgenommen werden,

deutet nach Ansicht der Kommission nach dem derzeiti-
gen Stand der Prüfungen nichts darauf hin, dass die ein-
zelstaatlichen Bestimmungen das Funktionieren des Bin-
nenmarkts in unverhältnismäßiger Weise behindern.

2.5 Zeitliche Beschränkung

(45) Die Ausnahmeregelung sollte für einen Zeitraum gewährt
werden, der dazu ausreicht, dass die Kommission einen
Rechtsakt zur Regelung des Cadmiumgehalts von Dünge-
mitteln auf Gemeinschaftsebene vorschlägt und der Rat
und das Europäische Parlament diesen erlassen. Um den
Folgen möglicher Verzögerungen durch die Erörterung
auf interinstitutioneller Ebene vorzubeugen, sollte diese
Entscheidung so lange gelten, bis die harmonisierte Maß-
nahme auf EU-Ebene in Kraft tritt.
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IV. FAZIT

(46) Aus diesen Ausführungen geht hervor, dass der von Ös-
terreich am 14. Juni 2005 gestellte Antrag auf Beibehal-
tung einzelstaatlicher Bestimmungen über den Cadmium-
gehalt von Düngemitteln, die restriktiver sind als die Be-
stimmungen der Richtlinie 76/116/EWG, zulässig ist.

(47) Zudem erkennt die Kommission, dass die einzelstaatli-
chen Bestimmungen:

— den Bedarf am Schutz der Umwelt und der menschli-
chen Gesundheit erfüllen,

— im Hinblick auf die angestrebten Ziele verhältnismä-
ßig sind,

— kein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung verkör-
pern und

— keine verschleierte Beschränkung des Handels zwi-
schen den Mitgliedstaaten darstellen.

Die Kommission ist daher der Meinung, dass sie gebilligt
werden können —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 werden
die österreichischen Bestimmungen gebilligt, mit denen das In-
verkehrbringen von phosphorhaltigen mineralischen Düngemit-
teln (ab einem Gehalt von 5 % P2O5) mit einem Cadmiumgehalt
über 75 mg/kg P2O5 in Österreich verboten wird.

Diese Ausnahmeregelung gilt solange, bis harmonisierte Maß-
nahmen betreffend Cadmium in Düngemitteln auf Gemein-
schaftsebene zur Anwendung kommen.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Republik Österreich gerichtet.

Brüssel, den 3. Januar 2006

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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